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Ferienvertretung - Beihilfe für Angehörige – Bekanntgabe des Notenspiegels – Gesprächs-
termine am Nachmittag – Umgang mit Smartwatches – Informationsaustausch mit Eltern – 

Beaufsichtigung erkrankter Schüler*innen – Personalratsadressen 
 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
schon wieder ist ein aufregendes Jahr vorbei- mit viel Arbeit, viel Engagement und 
manchmal fast übermenschlicher Kraftanstrengung. In den letzten zwei Jahren ist vieles 
aus dem Ruder gelaufen. Aus meiner bescheidenen Sichtweise habe ich den Eindruck, 
dass unser Schulsystem sehenden Auges an die Wand fährt. Auf der Strecke bleiben die 
Schülerinnen und Schüler und aus Sicht des ÖPR vor allem unsere Lehrerinnen und 
Lehrer, die Verwaltungsangestellten und die Schulleitungen. 
 
Gerade wurden im Bezirkspersonalrat die Versetzungs- und Einstellungslisten vorgelegt 
– ggf. bekommen die KollegInnen Anfang nächster Woche Bescheid, wie und wo es für 
sie im kommenden Schuljahr weitergeht. Für das weitere Berufsleben wünschen wir alles 
Gute und viel Erfolg. 
 
Ich wünsche auch allen künftigen Lehramtsanwärtern, die nach dem 1.  Staatsexamen 
nun gehäuft nach Niederbayern versetzt werden oder anders gesagt, denen der Zweit-
wunsch Niederbayern erfüllt wurde, eine gewinnbringende Seminarzeit, aus der sie viel 
mitnehmen und für die Zukunft bestens ausgerüstet werden. 
 
Bezüglich der Personalsituation an unseren Schulen im kommenden Schuljahr erwarten 
wir keine Entspannung. Nachdem die Schulämter in Oberbayern ihre Schulen über zu 
erwartende mögliche „Grausamkeiten“ informiert haben, gab es seit gestern vielfach ge-
schockte und verzweifelte Rückmeldungen ob der katastrophalen Personalsituation. 
 
Der Lehrernotstand ist nicht mehr verhandelbar. Er ist eine Tatsache. Was hier politisch 
verschlafen wurde, ist kann nicht mehr retuschiert werden, auch nicht durch immer wie-
der neue Begriffserfindungen (Neologismen) wie gemeinsam.Brücken.bauen, Substituti-
on, Schulassistenz, Teamlehrkraft, Willkommenskraft, Brückenklassen etc.. 
 
 
Daher fasse ich die Situation beschreibend zusammen: 
 
 

hausgemachte Not! 
 
 
 

 

Juli 2022 
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Dennoch und umso mehr möchte ich Ihnen allen für die hervorragende und menschlich 
wohlwollende Zusammenarbeit im vergangenen Jahr danken. Mein besonderer Dank gilt 
dabei dem Schulamt und den Schulleitungen für die stets konstruktiven Gespräche und 
das stets wohlwollende und harmonische Miteinander – trotz manch unterschiedlicher 
Sichtweise und Einschätzung. Das gehört aber zum Geschäft und muss auch so sein! 
 
 
Wir wünschen Ihnen allen erholsame und wunderschöne Sommerferien. Erholen Sie sich 
und schalten Sie ab. Das kommende Jahr wird uns stärker denn je fordern.  
 
Bleiben sie gesund, mental stark und lernen Sie bitte zunehmend NEIN zu sagen, wenn 
die Anforderungen Ihre Kräfte übersteigen.  
Wir als Personalräte*innen und Verbandsvertreter*innen helfen Ihnen immer gern weiter 
und Sie können sich auf Ihren Freisinger Personalrat absolut verlassen.  
 
Im Namen aller Mitglieder des Örtlichen Personalrates Freising  
herzliche Grüße 
Ihre 

 
 

 
______________________________________ 
 
Kerstin Rehm, ÖPR Freising  
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Der Personalrat für die Volksschulen im 

Bereich des Staatlichen Schulamtes im 

Landkreis Freising  

A n  

alle  Beschäftigten  
im Schulamtsbezirk Freising  
                 25. Juli 2022  

   
Ferienregelung/Sommerferien 2022 des Örtlichen Personalrates Freising:   
   
Sehr geehrte Damen und Herren,  

  
hinsichtlich der Erreichbarkeit des ÖPR FS während der Ferien bitten wir um folgende 

Beachtung:  

  

Datum  Personalrat/in  Tel. Schule  Privat  Handy  

01.08. – 12.08.22  Rudolf Weichs 
(BLLV) 

0811/541860 08165/3253 0160/8728755 

15.08. – 26.08.2022  
 

Daniela Nager  

(BLLV)  

08167/955833  08761/9569  0151/68460001  

29.08. – 02.09.2022 Kerstin Rehm 
(BLLV) 

 089/31907006 0171/6078909 

05.09. – 09.09.2022 Barbara Brandl 
(GEW) 

08761/9562 08764/949217  ------------------  

Falls Sie den ÖPR FS schriftlich kontaktieren wollen, wenden Sie sich bitte an 
rehm1@gmx.de unter Angabe Ihrer Kontaktdaten und Erreichbarkeit.   
  
Wir wünschen Ihnen erholsame und schöne Ferien. Bleiben Sie gesund!  

Mit freundlichen Grüßen  
 
  
Vorsitzende: Kerstin Rehm    
  
   
  

Korbinianstraße 14  
85386 Eching  
Tel.:     089 31907006  
mobil:  0171 6078909  

  

dienstlich:   
E-Mail:  rehm1@gmx.de  
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 Hinweis: 
Sollten Sie die Hilfe des Personalrats benötigen, können Sie sich jederzeit vertraulich an 
uns wenden. Die aktuelle Liste der Personalratsmitglieder finden Sie in der Anlage. 

 
In der Beihilfe berücksichtigungsfähig sind Angehörige eines Beihilfeberechtigten. Hierzu 
zählen Ehegatten bzw. Lebenspartner*innen und berücksichtigungsfähige Kinder. 
 
In der Regel besteht relative Klarheit für die Beihilfeberechtigung von Kindern. Allerdings 
gibt es auch diesbezüglich immer wieder Klärungsbedarf. Als berücksichtigungsfähig gel-
ten Kinder dann, wenn sie im Familienzuschlag berücksichtigt werden. Dies gilt auch 
dann, wenn Kindergeld oder der Kinderfreibetrag nach Abschluss der erstmaligen Be-
rufsausbildung oder eines Erststudiums wegen des Umfangs der Erwerbstätigkeit in ei-
ner weiteren Ausbildung nicht gewährt wird (§ 3 Abs. 2 BayBhV).  
 
Ist z.B. die Ehegattin eines Beamten mit mindestens einem Kind als Tarifbeschäftigte im 
öffentlichen Dienst beschäftigt und erhält sie das Kindergeld, so ist der Nachwuchs den-
noch beim Beamten berücksichtigungsfähig. Würden die Eltern geschieden, so stünde 
dem verbeamteten Elternteil der Familienzuschlag zu, selbst wenn das Kindergeld weiter 
der geschiedenen Partnerin gezahlt würde. Dies gilt auch bei getrennt lebenden Ehegat-
ten.  
 
Häufig besteht Unsicherheit über die Beihilfeberechtigung des*r Lebenspartners*in bzw. 
des Ehegatten.  Hier sorgt insbesondere die Einkommenshöchstgrenze für Unsicherheit. 
Überschreitet bei einem berücksichtigungsfähigen Angehörigen das Einkommen den 
Höchstbetrag von 20.000 €, so entfällt in der Regel die Beihilfeberechtigung. Die Einhal-
tung dieser Höchstgrenze wird in regelmäßigen Abständen durch die Beihilfefestset-
zungsstelle überprüft. Hierzu werden die Betroffenen zur Vorlage eines Auszugs des 
Einkommensteuerbescheides aufgefordert. Als Einkommen zählen hier nicht nur der 
steuerpflichtige Anteil eigener Renten, sondern z.B. auch Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung, Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen (z.B. Riesterrente), die Auszah-
lung einer Betriebsrente oder Kapitalerträge. Zu den in der Einkommensteuererklärung 
angegebenen Kapitalerträgen muss noch zusätzlich der Sparer-Pauschbetrag von 
höchstens 801 € hinzugerechnet werden.  
 
Es kann insbesondere bei Pensionist*innen die 20.000 €-Grenze schnell einmal über-
schritten werden und zwar insbesondere dann, wenn z.B. eine Versicherung ausbezahlt 
wird. Nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV ist der Ehegatte bzw. der*die Lebenspartner*in dann 
nicht mehr berücksichtigungsfähig, wenn im zweiten Kalenderjahr vor der Stellung des 
Beihilfeantrags die Schwelle von 20.000 € überschritten wird. Erzielt die bzw. der Ange-
hörige dann zwei Jahre später (also im laufenden Jahr der Antragstellung) Einkünfte un-
terhalb der Höchstgrenze und erklärt der*die Beihilfeberechtigte, dass im laufenden Ka-
lenderjahr dieser Höchstbetrag auch nicht überschritten wird, so kann unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs Beihilfe gewährt werden.  
 
Wird jedoch in beiden Jahren bzw. laufend der Höchstbetrag überschritten, so bleibt in 
solchen Fällen nur die hundertprozentige Krankenversicherung, und zwar so lange, bis 
im laufenden oder im zweiten Kalenderjahr vor der Antragstellung die Einkommens-
grenze nicht überschritten wird.  
 

Beihilfe für berücksichtigungsfähige Angehörige 
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Für die Beihilfefähigkeit ist nicht das Entstehen der Aufwendungen, sondern jeweils der 
Eingang des Beihilfeantrags bei der Beihilfestelle maßgebend.  
 
Nach dem Tod der Beihilfeberechtigten wird der berücksichtigungsfähige Ehegatte bzw. 
Lebenspartner als Witwe/Witwer bzw. hinterbliebene*r Lebenspartner*in selbst zum Bei-
hilfeberechtigten. Es entsteht ein eigener Beihilfeanspruch. Die Einkommens-
höchstgrenze wird dann nicht mehr angewendet. Da ja ab diesem Zeitpunkt Anspruch 
auf Witwenversorgung besteht, könnte rasch die 20.000 €-Grenze überschritten werden.     
 
Die Berücksichtigungsfähigkeit des Ehegatten entfällt bei einer Scheidung mit dem Tag 
der Rechtskraft des Scheidungsurteils; bei Aufhebung einer Lebensgemeinschaft endet 
sie mit dem Tag der Rechtskraft der richterlichen Entscheidung.  
 

Literatur: 
     Reiner Jakubit: Beihilfe für den öffentlichen Dienst in Bayern – Kommentar zur BayBhV 

 
 
 

Bekanntgabe des Notenspiegels 
 

Ein Vater wünscht zu wissen, wie seine Tochter im Vergleich zu anderen Schüler*innen 
in einem Leistungsnachweis abgeschnitten hat. 
Diesem Ansinnen kann die Lehrkraft nachkommen, muss es aber nicht zwingend tun. 
Der Kommentar von Pangerl zur GrSO stellt fest:  
 
„Einen Anspruch darauf, dass ihnen die Lehrkraft nach jeder Leistungserhebung 
eine Übersicht über die in der gesamten Klasse erzielten Noten, den so genannten 
Notenspiegel, bekannt gibt oder sonst zugänglich macht, besitzen weder Schüler 
noch Erziehungsberechtigte“. (Pangerl, Ziffer 22.10., S. 35 Punkt 7).  
 
Sollte sich die Lehrkraft dazu entschließen, so ist unter dem Aspekt des Datenschutzes 
darauf zu achten, dass Eltern nur die Note des eigenen Kindes erfahren dürfen. 

 

 
Gesprächstermine am Nachmittag 

 

Eine Kollegin fragt sich, ob sie verpflichtet sei, nachmittags Sprechstunden bzw. Ge-
sprächstermine anzubieten oder ob es reiche, auf die reguläre Sprechstunde vormittags 
und den Elternsprechtag zu verweisen. 
Unstrittig ist, dass Eltern ein Informationsrecht besitzen und die Schule umgekehrt eine 
Informationspflicht. Diese ist in Art. 75 BayEUG auch ausdrücklich dargelegt. Hinsichtlich 
der Sprechstunden gibt es nur eine Rechtsgrundlage, nämlich § 12 Abs. 2 Satz 1 
BaySchO: 
 
„Die Erziehungsberechtigten haben das Recht auf eine angemessene Beratung in 
Elternsprechstunden (…)“. 
 
Eine Festlegung zur zeitlichen Ausgestaltung gibt es nicht. Allerdings legt sich Pangerl in 
seinen Kommentaren zu GrSO und MSO eindeutig fest:  
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„Die Erziehungsberechtigten müssen sich an die vorgesehenen Sprechzeiten der 
Schulleitung und der Lehrkräfte halten.“ (Pangerl GrSO, Ziffer 21.12., S. 14f Punkt 8)  
 
Obwohl diese Vorgabe eindeutig formuliert und auch sehr lehrerfreundlich ist, sollte man 
sich nicht zu strikt daran orientieren. Denn es ist mittlerweile der Lebenswirklichkeit vieler 
Eltern geschuldet, dass sie, ob alleinerziehend, im Schichtdienst etc., schulische Termine 
vormittags nur unter Verrenkungen oder auch gar nicht wahrnehmen können. Dadurch 
erlischt aber das elterliche Informationsrecht nicht. Auch Sie, liebe Kolleg*innen erwarten 
ggf. von den Lehrkräften Ihrer Kinder eine gewisse Flexibilität, wenn Ihr Vormittags-
stundenplan einen Besuch in der Schule des eigenen Nachwuchses verhindert.  
 
Somit sollten Lehrkräfte zumindest einen offenen Kommunikationsweg auch außerhalb 
ihrer Anwesenheit in der Schule anbieten, entweder telefonisch/Videokonferenz, Sprech- 
stunde am Nachmittag nach Absprache etc. Wer eine Alternative nachmittags anbietet 
legt dabei aber die Rahmenbedingungen wie Ort und Zeit selbst fest. Ein Recht der El-
tern, die Lehrkraft exakt und ausschließlich z.B. am Dienstag um 15 Uhr sprechen zu 
können, gibt es nicht! 

 
Andreas Rewitzer, Leiter der Abteilung Rechtsschutz, BLLV Bezirksverband Mittelfranken, MILZ 

01/22 
 

 
 

Zum Umgang mit Smartwatches in der Schule 
 
Dürfen Kinder in der Schule Smartwatches tragen?  
 
Das Tragen an sich kann nicht verboten werden, da vom bloßen Vorhandensein einer 
Smartwatch keine Gefahr ausgeht. Auch für sie gilt aber Art. 56 Abs. 5 BayEUG:  
 
„Im Schulgebäude und auf dem Schulgelände sind Mobilfunktelefone und sonstige 
digitale Speichermedien, die nicht zu Unterrichtszwecken verwendet werden, aus-
zuschalten. Die unterrichtende oder die außerhalb des Unterrichts Aufsicht füh-
rende Lehrkraft kann Ausnahmen gestatten. Bei Zuwiderhandlung kann ein Mobil-
funktelefon oder ein sonstiges digitales Speichermedium vorübergehend einbehal-
ten werden.“ 
 
 
 
Sicher stellt eine Smartwatch ein digitales Speichermedium im Sinne des BayEUG dar. 
Wenn sie nicht ausgeschaltet werden kann muss sie demnach abgegeben werden. Bes-
ser wäre natürlich, die Teile bleiben zu Hause und die Schule hätte mit der Verwahrung 
keine Scherereien. Dazu kommt noch, dass Smartwatches teilweise auch über eine Auf-
nahmefunktion verfügen. Dies ist nicht nur datenschutzrechtlich problematisch, sondern 
die Bundesnetzagentur verbietet Kinderuhren mit Abhörfunktion generell, denn Kinderuh-
ren mit einer Abhörfunktion sind verbotene Telekommunikationsanlagen nach § 8 Absatz 
1 Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz (TTDSG):  
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„Es ist verboten, Telekommunikationsanlagen zu besitzen, herzustellen, auf dem 
Markt bereitzustellen, einzuführen oder sonst in den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes zu verbringen, die ihrer Form nach einen anderen Gegenstand vortäuschen 
oder die mit Gegenständen des täglichen Gebrauchs verkleidet sind und aufgrund 
dieser Umstände oder aufgrund ihrer Funktionsweise in besonderer Weise geeig-
net und dazu bestimmt sind, das nicht öffentlich gesprochene Wort eines anderen 
von diesem unbemerkt abzuhören oder das Bild eines anderen von diesem unbe-
merkt aufzunehmen.“  

 
 
 

Informationsaustausch an uneinige Eltern 
 

Eine Schule wird durch einen von seiner Ehefrau getrennten Kindsvater mit Mails und 
Anrufen überzogen, welche sich auf den Informationsaustausch bezüglich der Leistun-
gen des Kindes beziehen. Da die Mutter nicht bereit ist, den Vater regelmäßig und zuver-
lässig über die schulischen Leistungen (Noten, Proben) des Kindes zu informieren, ist er 
der Meinung, dass die Schule die Pflicht habe ihn (als Erziehungsberechtigten) auch zu 
informieren (z.B. ihm die Kopien aller Arbeiten per Mail oder Post zu schicken). Er weist 
auch ausdrücklich darauf hin, dass ohne seine Zustimmung nichts durchgeführt werden 
könne. Mit seiner Ehefrau kommt er zu keinem Einvernehmen, das Kind leidet sehr unter 
den Auseinandersetzungen und die Leistungen fallen ab. Wie soll sich die Schule verhal-
ten?  
Das Informationsrecht der Eltern  
Das BayEUG spricht in den Artikeln 74-76 nicht von „Mutter“ bzw. „Vater“, sondern von 
„Erziehungsberechtigten“. Dazu wird ausgeführt:  
 
„Erziehungsberechtigte bzw. Erziehungsberechtigter im Sinn dieses Gesetzes ist, 
wem nach dem bürgerlichen Recht die Sorge für die Person der minderjährigen 
Schülerin oder des minderjährigen Schülers obliegt.“ (Art. 74 Abs. 2 Satz 1 
BayEUG). 
 
 
Dies können - auch wenn sie getrennt leben - trotzdem beide Elternteile sein. Für die 
Schule ist das aber dennoch kein Problem. Wenn die Schulregularien von „Erziehungs-
berechtigten“ sprechen meint das nicht, dass alle Erziehungsberechtigten eines Kindes 
informiert sein oder zustimmen müssen. Auch bei Kindern, die bei beiden Elternteilen 
aufwachsen, wird es in der Regel so sein, dass nur Vater oder Mutter Emails, Briefe oder 
Anrufe erhalten. Die Schule darf darauf vertrauen, dass der andere Elternteil im Sinne 
einer gemeinsamen Erziehungsverantwortung ebenso informiert wird. Somit wird sich die 
Schule dann auch bei getrennt lebenden Eltern grundsätzlich an den Elternteil wenden, 
bei dem sich das Kind überwiegend aufhält. Für die Schule aus dem obigen Beispiel 
heißt das, dass sie dem Vater mitteilt, die Schule komme ihrer Informationspflicht durch 
die Infos an die Mutter nach. Er soll sich an die Mutter wenden. Wie die beiden das aus-
gestalten obliegt ausschließlich ihnen selbst. 

 
Andreas Rewitzer, Leiter der Abteilung Rechtsschutz, BLLV Bezirksverband Mittelfranken, MILZ 

02/22 
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Beaufsichtigung erkrankter Schüler*innen 
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Der Personalrat für die Grund- und Mittelschulen im 
Bereich des Staatlichen Schulamtes im  
Landkreis Freising (Externe Kontaktliste) 

 

Zusammensetzung des Personalrates (Stand: 06.09.2021) 

Vorstandsmitglieder: 
 

Vorsitzende: Kerstin Rehm (BLLV)  
Sprechstunden jederzeit nach Vereinbarung!  

                     
                                                                                            

Korbinianstraße 14 

85386 Eching 

Tel.: 089/31907006 

mobil: 0171/6078909 

rehm1@gmx.de 

rehm.kerstin@t-online.de 
                                                                                                                                                      

    

 
1. Stellvertretende    

    Vorsitzende 

Daniela Nager (BLLV) 

Marina-Thudichum-GS, Haag  

Pfarrer-Weingand-Straße 5, 85410 Haag 

Tel.: 08167/955833  

Eichlbrunnstraße 9 

85416 Langenbach 

Tel.: 08761/9569 

daniela.nager@gmx.de 
 

2. Stellvertretender 

    Vorsitzender 

 

Rudolf Weichs (BLLV) 

GS/MS Hallbergmoos  

Freiherr-v.-Hallberg-Platz 1, 85399 Hallbergmoos 

Tel.: 0811/541860 

Sudetenweg 8  

85375 Neufahrn  

Tel.: 08165/3253  

rudolf.weichs@t-online.de 
 

Weiteres 

Vorstandsmitglied 

Barbara Brandl (GEW) 

GS Langenbach 

Bahnhofstraße 4, 85416 Langenbach 

Tel.: 08761/9562 

brandlbarbara@aol.com 

 

Weitere Personalräte aus der Gruppe der Beamten: 

 
Personalrat Thomas Dittmeyer (BLLV) 

GS/MS Zolling 

Heilmaierstr.12, 85406 Zolling  

Tel.: 08167/69185-0   

tditt@t-online.de 

   

Personalrätin Monika Janson (BLLV) 

GS/MS Allershausen 

Schulstraße 4, 85391 Allershausen 

Tel.: 08166/992890 

Schönmetzlerstraße 2a 

85354 Freising 

Tel.: 08161/144160 

monika.janson@freenet.de 

   

Personalrätin Cathrin Kaufung (BLLV) 

MS Freising Paul-Gerhardt 

Düwellstraße 24, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5426000 

CathyKaufung@web.de  

   

mailto:rudolf.weichs@t-online.de
mailto:verwaltung@schule-zolling.de
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Personalrätin 

Nele Kreß (BLLV)                                                                 

GS/MS Hallbergmoos  

Freiherr-v.-Hallberg-Platz 1, 85399 Hallbergmoos 

Tel.: 0811/541860 

 

 

nele.kress@gmx.de 

Personalrat Michael Mayer (BLLV)   

MS Zolling 

Heilmaierstraße 12, 85406 Zolling 

Tel.: 08167/691850 

 

fsschulsport@aol.com 

   

Personalrätin  Sandra Paretzke (BLLV) 

GS St. Korbinian 

Untere Hauptstraße 31, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5422000 

 

pasandra@web.de 

   

   
Weitere Personalräte aus der Gruppe der Arbeitnehmer: 
 

Personalrätin 

Stellvertretendes 

Vorstandsmitglied 

Ulrike Schwochau (BLLV) 

GS St. Lantbert 

Kepserstraße 4, 85356 Freising 

Tel. 08161/5428000 

ullischwo@web.de 

 

 

Vertrauenspersonen der 

Schwerbehinderten: 

1. Arthur Schmid (BLLV) 

Marina-Thudichum-GS, Haag  

Pfarrer-Weingand-Straße 5, 85410 Haag  

Tel.: 08167/955833 

mobil: 0170/6727505 

art.s_@t-online.de 

 

  

 

Ersatzmitglieder: 

BLLV 

1. Simon Pelczer (BLLV)  

MS Freising Paul Gerhardt 

Düwellstraße 24, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5426000 

simon.pelczer@web.de 

  
  

 

  

 2. Bettina Fischer (BLLV)                                           

MS Moosburg Georg-Hummel 

Schlesierstraße 2, 85368 Moosburg 

Tel.: 08761/72590 

 

bettina.fischer@ghms-

moosburg.de 

 

   

   

 

 

 

Ersatzmitglieder: 

GEW 

 
 

 

1. Stefanie Steindl (GEW) 

GS/MS Allershausen 

Schulstraße 4, 85391 Allershausen 

Tel.: 08166/992890 

 
 
 

Kirchbergstraße 21 

85402 Kranzberg 

mobil: 0152/31946836  

steffi.rebuh@gmx.de 

 
  

2. Heike Brandt (GEW) 

GS Vötting 

Hohenbachernstr. 30, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5421000         

 

h.brandt@gs-

voetting.schulserver.de 

 

mailto:pasandra@web.de
mailto:ullischwo@web.de
mailto:art.s_@t-online.de
mailto:simon.pelczer@web.de
mailto:bettina.fischer@ghms-moosburg.de
mailto:bettina.fischer@ghms-moosburg.de
mailto:steffi.rebuh@gmx.de
mailto:h.brandt@gs-voetting.schulserver.de
mailto:h.brandt@gs-voetting.schulserver.de
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